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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Meinecke 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde vom Pie- ' 
num des Deutschen Bundestages in der 204. Sitzung j 
am 11. Dezember 1968 an den Ausschuß für Gesund- 
heitswesen überwiesen. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat den Ent- , 
Wurf in der Sitzung am 8. Mai 1969 beraten. 

Der Ausschuß ist in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung und dem Bundesrat der Auffas- 
sung, daß die vorgesehene Einführung einer Stati- 
stik über Geschlechtskrankheiten dringend notwen- ' 
dig ist, weil sich Anzeichen für eine wachsende j 
Ausbreitung dieser Krankheiten insbesondere unter 
Jugendlichen in der Bundesrepublik in den letzten 
Jahren gehäuft haben. Das Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vom 23. Juli 1953 (Bun- | 
desgesetzbl. I S. 700) enthält keine Meldepflicht. 
Lediglich für die Jahre 1955 bis 1958 bestand auf | 
Grund der Ersten Verordnung zur Durchführung des | 
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankhei- | 
ten vom 28. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I j 
S. 523) eine Möglichkeit, Zahlen zu sammeln. 

Um über die Häufigkeit der Erkrankungen in der 
Bundesrepublik ein Bild zu bekommen, bedarf es 
zunächst nur eines statistischen Überblicks. Der vor- 


liegende Entwurf sieht demzufolge die Einfügung 
eines § 11 a in das Gesetz zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten vor, durch den eine Bundes- 
statistik über Geschlechtskrankheiten eingeführt 
wird. Auf Grund der Statistik wird es möglich sein, 
epidemieologische Kenntnisse zu erlangen, die even- 
tuell gesundheitspolitische Maßnahmen auslösen 
könnten. Dabei war sich der Ausschuß im klaren, 
daß mit statistisch sicheren Erkenntnissen erst in 
einigen Jahren zu rechnen ist. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat einer 
Anregung des Bundesrates folgend und in Überein- 
stimmung mit der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung beschlossen, Artikel II folgenden Wortlaut zu 
geben: 

„Artikel II 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme von § Ha 
Abs. 3 nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin." 

Im übrigen wurde der Gesetzentwurf in der Fas- 
sung der Regierungsvorlage einstimmig angenom- 
men. 


Bonn, den 29 Mai 1969 


Dr. Meinecke 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3615 — mit der 
Maßgabe, daß Artikel II folgende Fassung erhält: 

„Artikel II 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme von § 11a 
Abs. 3 nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 29 Mai 1969 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 


Dr. Jungmann 

Stellv. Vorsitzender 


Dr. Meinecke 

Berichterstatter 



